
 

Satzung der Gemeinde Rehfelde über die Erhebung der Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) 

 
Auf der Grundlage der §§ 3 und 28 Abs. 2 Nr. 9 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 5. März 2024 (GVBl. I/24, [Nr. 10], S., ber. [Nr. 
38]) und der §§ 1, 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. 
I/04, [Nr. 08], S.174) zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 
2024 (GVBl. I/24, [Nr. 31]) hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Rehfelde in 
Ihrer Sitzung vom 03.12.2024 folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht 

 
(1) Die Gemeinde Rehfelde erhebt eine Hundesteuer. Gegenstand ist das Halten 

von Hunden im Gemeindegebiet. 
 

(2) Das Halten von Hunden beinhaltet die Aufnahme und den Besitz 
1. eines Hundes zur Erfüllung eigener persönlicher oder beruflicher Zwecke oder 

der persönlichen oder beruflichen Zwecke eines Haushaltsangehörigen, 
2. eines zugelaufenen Hundes, soweit dieser nicht innerhalb von zwei Wochen 

dem Eigentümer, dem Tierheim oder der örtlichen Ordnungsbehörde 
übergeben wird, 

3. eines Hundes zum Anlernen oder auf Probe für die Dauer von mehr als zwei 
Monaten,  

4. eines Hundes für einen Dritten zur Pflege oder Verwahrung für die Dauer von 
mehr als zwei Monaten oder  

5. eines Hundes zum Zwecke des nicht gewerblichen Züchtens. 
 

§ 2 
Steuerschuldner, Haftung 

 
(1) Steuerschuldner ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen Hund oder 

mehrere Hunde im Sinne des § 1 Absatz 2 hält. 
 

(2) Mehrere in einem Haushalt aufgenommene Hunde gelten als von ihren Haltern 
gemeinsam gehalten. 
 

(3) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, haften Sie als 
Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Gefährliche Hunde 
 

Als gefährliche Hunde gelten die Hunde im Sinne des § 5 der ordnungsbehördlichen 
Verordnung über das Halten und Führen von Hunden (Hundehalterverordnung - 
HundehV) vom 24.06.2024 (GVBl. II/24 [Nr. 42]). 
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§ 4 
Steuermaßstab, Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

1. für den ersten Hund 45,00 € 
2. für den zweiten Hund 80,00 € 
3. für den dritten und jeden weiteren Hund 115,00 € 
4. für jeden gefährlichen Hund gemäß § 3 400,00 € 

 
(2) Absatz 1 Nummer 4 findet keine Anwendung, wenn die örtliche 

Ordnungsbehörde feststellt, dass der Hund mit einem Nachweis der 
Sozialverträglichkeit nach bestandener Wesensprüfung nicht mehr gefährlich und 
von einer positiven Verhaltensänderung des Hundes auszugehen ist im Sinne 
des § 10 der Hundehalterverordnung – HundehV. 
 

(3) Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 5 gewährt wird, werden bei der 
Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für die eine 
Steuerermäßigung nach § 6 gewährt wird, werden mitgezählt. 

 
§ 5 

Steuerbefreiung 
 
(1) Personen, die sich nicht länger als zwei zusammenhängende Monate in der 

Gemeinde Rehfelde aufhalten, sind für diejenigen Hunde steuerfrei, die sie bei 
ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können, dass die Hunde in einer 
anderen Gemeinde/ Stadt der Bundesrepublik versteuert werden oder von der 
Steuer befreit sind. 
 

(2) Die Steuerbefreiung wird auf schriftlichen Antrag gewährt für Hunde, die dem 
Schutz und der Hilfe Blinder (BI), Gehörloser (GI), erheblich Gehbehinderten (G), 
außerordentlicher Gehbehinderter (aG) oder hilfloser Personen (H) dienen. 
 

(3) Mit dem Antrag auf Steuerbefreiung ist der Nachweis der Beeinträchtigung des 
Halters durch Vorlage des Schwerbehindertenausweises zu erbringen. Die 
Steuerbefreiung kann einem berechtigten Hundehalter zeitgleich nicht für 
mehrere Hunde gewährt werden. 
 

(4) Weiterhin wird für nicht zu Erwerbszwecken gehaltene Hunde auf schriftlichen 
Antrag Steuerbefreiung gewährt, die 
1. als Gebrauchshunde ausschließlich zur Bewachung von nicht gewerblich 

gehaltenen Herden verwandt werden, in der hierfür benötigten Anzahl, 
2. als Rettungshunde, welche die hierfür notwendige Brauchbarkeitsprüfung 

erfolgreich abgelegt haben und für den Schutz der Zivilbevölkerung zur 
Verfügung stehen, sowie Diensthunde der Polizei oder 

3. als Jagdgebrauchshunde, welche die hierfür notwendige 
Brauchbarkeitsprüfung erfolgreich abgelegt haben und den 
Jagdausübungsberechtigten, sofern diese im Besitz eines gültigen 
Jagderlaubnisscheines sind, zur Ausübung der Jagd dienen, jedoch 
höchstens für drei Hunde. 
 

 



 

 
§ 6 

Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag um die Hälfte des Steuersatzes nach § 4 zu ermäßigen 

für 
1. einen Hund, der zur Bewachung von Gebäuden erforderlich ist, welche von 

dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 Meter entfernt liegen, 
2. einen Hund, der zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen 

erforderlich ist, welche von dem nächsten im Zusammenhang bebauten 
Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen oder 

3. einen Hund, der von Personen gehalten wird, die Leistungen nach Kapitel 3 
Abschnitt 2 des SGB II und nach Kapitel 4 des SGB XII beziehen. 

 
§ 7 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
 
(1) Eine Steuerermäßigung nach § 6 Absatz 1 Nr. 1 und 2 wird nur gewährt, wenn 

der Hund, für den die Steuerermäßigung in Anspruch genommen wird, für den 
angegebenen Verwendungszweck hinlänglich geeignet ist. 
 

(2) Steuerbefreiungen nach § 5 und Steuerermäßigungen nach § 6 werden nicht 
gewährt für gefährliche Hunde im Sinne des § 3 dieser Satzung.  

 
(3) Der Antrag ist schriftlich spätestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem 

die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wirksam werden soll beim Amt 
Märkische Schweiz, Hauptstraße 1 in 15377 Buckow (Märkische Schweiz) zu 
stellen. Bei verspätetem Antrag wird die Steuer für den Eingang des Antrages 
beginnenden Kalendermonats auch dann nach den Steuersätzen nach § 4 
erhoben, wenn die Voraussetzungen für die beantragte Steuervergünstigung 
vorliegen. 
 

(4) Fallen die Voraussetzungen für die Steuervergünstigung weg, so ist dies 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Wegfall beim Amt Märkische Schweiz 
schriftlich anzuzeigen. 

 
§ 8 

Beginn und Ende der Steuerpflicht 
 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Kalendermonats, der auf die Aufnahme 

des Hundes in den Haushalt folgt. Bei Hunden, die dem Halter durch Geburt von 
einer ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. 
des Kalendermonats, nach dem der Hund acht Wochen alt geworden ist. In den 
Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 3 und 4 beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des 
Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. Bei 
Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Stadt/ Gemeinde beginnt die 
Steuerpflicht mit dem 1. des auf den Zuzug folgenden Monats. 
 

(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund veräußert 
oder sonst abgeschafft wird, abhandenkommt oder stirbt und eine Abmeldung 
beim Amt Märkische Schweiz erfolgt ist. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der 



 

Gemeinde Rehfelde endet die Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in dem die 
steuerliche Abmeldung des Hundes durch den Hundehalter erfolgt ist. 

 
§ 9 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Steuerjahr ist das Kalenderjahr. Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder, wenn 

die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres entsteht, anteilig für den Rest 
des Kalenderjahres durch Bescheid festgesetzt. 
 

(2) Die Hundesteuer wird in Höhe des Jahresbeitrages zum 01.07. eines 
Kalenderjahres bzw. bei jahresanteiliger Steuerpflicht einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

 

(3) Für diejenigen Steuerschuldner, die für das Kalenderjahr die gleiche 
Hundesteuer wie im Vorjahr zu entrichten haben, kann die Hundesteuer durch 
öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden. Für die Steuerschuldner treten 
mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die gleichen Rechtswirkungen 
ein, wie wenn Ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid zugegangen 
wäre. 
 

 
§ 10 

Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach 

der Aufnahme oder – wenn der Hund ihm durch Geburt von einer ihm gehaltenen 
Hündin zugewachsen ist – innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund acht 
Wochen alt geworden ist, schriftlich beim Amt Märkische Schweiz anzumelden. 
In den Fällen des § 1 Abs. 2 Nr. 3 und 4 muss die schriftliche Anmeldung 
innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei 
Monaten überschritten worden ist, und in den Fällen des § 8 Absatz 1 Satz 4 
innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats 
erfolgen. 
 

(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn 
veräußert hat oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund 
abhandengekommen oder verstorben ist oder nachdem der Halter aus der 
Gemeinde weggezogen ist, beim Amt Märkische Schweiz schriftlich abzumelden. 
Im Fall der Übergabe des Hundes an eine andere Person sind bei der 
Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben.  
 

(3) Der Hundehalter erhält mit Anmeldung bzw. mit dem Steuerbescheid für jeden 
Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner 
Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten 
gültigen Steuermarke führen. Der Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten 
des Amtes Märkische Schweiz die gültige Steuermarke auf Verlangen 
vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen 
dem Hund nicht angelegt werden. Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem 
Hundehalter gegen Gebühr eine neue Steuermarke ausgehändigt. 

 



 

(4) Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstände und deren Stellvertreter sind 
verpflichtet, den Beauftragten des Amtes Märkische Schweiz auf Nachfrage über 
die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und deren 
Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen. Zur wahrheitsgemäßen 
Auskunftserteilung ist auch der Hundehalter verpflichtet. 
 

(5) Bei der Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die 
Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstände sowie deren Stellvertreter zur 
wahrheitsgemäßen Ausfüllung der vom Amt Märkische Schweiz übersandten 
Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen Fristen verpflichtet (§ 12 Abs. 1 
Nr. 3 Buchstabe a KAG in Verbindung mit § 93 Abgabenordnung). Durch das 
Ausfüllen der Nachweisungen wird die Verpflichtung zur An- und Abmeldung 
nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 

 
§ 11 

Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne dieser Satzung in Verbindung mit § 15 Abs. 2 

Buchstabe b des Kommunalabgabengesetzes des Landes Brandenburg (KAG) 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig: 
1. als Hundehalter entgegen § 7 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für 

eine Steuervergünstigung nicht rechtzeitig anzeigt, 
2. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 

anmeldet oder unrichtige Angaben über die Rassezugehörigkeit des Hundes 
macht oder 

3. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner Wohnung 
oder seines umfriedeten Grundstückes ohne gültige Steuermarke führt oder 
die Steuermarke auf Verlangen des Beauftragten des Amtes Märkische 
Schweiz nicht vorzeigt. 

 
(2) Ordnungswidrig im Sinne dieser Satzung handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
1. die in Absatz 1 genannten Ordnungswidrigkeiten begeht, ohne dass der Erfolg 

einer Abgabenverkürzung oder der Erlangung eines nicht gerechtfertigten 
Abgabenvorteils eintritt, 

2. als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig 
abmeldet oder 

3. als Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Stellvertreter 
sowie als Hundehalter entgegen § 10 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft 
erteilt oder die vom Amt Märkische Schweiz übersandten Nachweise nicht 
wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt. 
 

(3) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 11 Abs. 1 können gemäß § 15 Abs. 3 KAG 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 
 

(4) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 11 Abs. 2 können gemäß § 17 Abs. 1 des 
Ordnungswidrigkeitengesetzes (OwiG) mit einer Geldbuße zwischen 5,00 € und 
1.000,00 € geahndet werden. 

 
 
 



 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2025 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Rehfelde über die Erhebung der 

Hundesteuer (Hundesteuersatzung) vom 27.03.2018 und die 1. Änderung der 
Satzung der Gemeinde Rehfelde über die Erhebung der Hundesteuer 
(Hundesteuersatzung) vom 31.05.2022 außer Kraft. 

 
 
 
Buckow (Märkische Schweiz), 04.12.2024 
 
 
 
Marcel Kerlikofsky 
Amtsdirektor 
 


